
stellt, um u. a. die von diesem Steuerpflichtigen im Rahmen seiner 
Einkommensteuererklärung gemachten Angaben zu überprüfen, 
noch das Recht, an der Formulierung des an den ersuchten Mit­
gliedstaat gestellten Ersuchens mitzuwirken, noch das Recht, an 
von diesem letztgenannten Staat organisierten Zeugenvernehmun­
gen teilzunehmen. 

2. Die Richtlinie 77/799 in der durch die Richtlinie 2006/98 
geänderten Fassung regelt nicht die Frage, unter welchen Bedin­
gungen der Steuerpflichtige die Richtigkeit der vom ersuchten Mit­
gliedstaat erteilten Auskunft in Frage stellen kann, und stellt keine 
besondere Anforderung an den Inhalt der erteilten Auskunft. 

( 1 ) ABl. C 273 vom 8.9.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 24. Oktober 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Augstākās tiesas 

Senāts, Lettland) — Vitālijs Drozdovs/AAS „Baltikums“ 

(Rechtssache C-277/12) ( 1 ) 

(Obligatorische Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung — 
Richtlinie 72/166/EWG — Art. 3 Abs. 1 — Richtlinie 
90/232/EWG — Art. 1 — Verkehrsunfall — Tod der Eltern 
des minderjährigen Antragstellers — Schadensersatzanspruch 
des Kindes — Immaterieller Schaden — Schadensersatz — 

Deckung durch die Pflichtversicherung) 

(2013/C 367/28) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Vitālijs Drozdovs 

Beklagte: AAS „Baltikums“ 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Augstakas tiesas Senats (Lett­
land) — Auslegung von Art. 3 der Richtlinie 72/166/EWG 
des Rates vom 24. April 1972 betreffend die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahr­
zeug-Haftpflichtversicherung und der Kontrolle der entsprechen­
den Versicherungspflicht (ABl. L 103, S. 1) und von Art. 1 Abs. 
2 der Zweite Richtlinie 84/5/EWG des Rates vom 30. Dezember 
1983 betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahrzeug- Haftpflichtversiche­
rung (ABl. L 8, S. 17) — Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
— Bestimmung der von der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rung obligatorisch gedeckten Schäden — Möglichkeit, den im­
materiellen Schaden in die obligatorische Entschädigung für den 

materiellen Personenschaden einzuschließen — Nationale Rege­
lung, die einen Betrag als Entschädigung für psychische Schmer­
zen und Leiden vorsieht, der erheblich unter dem von den 
Richtlinien für die Entschädigung für Personenschäden festgeleg­
ten liegt 

Tenor 

1. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 72/166/EWG des Rates vom 24. 
April 1972 betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rung und der Kontrolle der entsprechenden Versicherungspflicht 
und Art. 1 Abs. 1 und 2 der Zweiten Richtlinie 84/5/EWG 
des Rates vom 30. Dezember 1983 betreffend die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahr­
zeug-Haftpflichtversicherung sind dahin auszulegen, dass die ob­
ligatorische Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung immaterielle 
Schäden von Personen, die den Todesopfern eines Verkehrsunfalls 
nahestanden, decken muss, soweit dieser Schadensersatz aufgrund 
der zivilrechtlichen Haftung des Versicherten in dem auf den Aus­
gangsrechtsstreit anwendbaren nationalen Recht vorgesehen ist. 

2. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 72/166 und Art. 1 Abs. 1 und 2 
der Zweiten Richtlinie 84/5 sind dahin auszulegen, dass sie na­
tionalen Rechtsvorschriften entgegenstehen, wonach die obligatori­
sche Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung den nach nationalem 
Haftpflichtrecht beim Tod naher Familienangehöriger aufgrund 
eines Verkehrsunfalls geschuldeten Ersatz des immateriellen Scha­
dens nur bis zu einem Höchstbetrag deckt, der unter den in Art. 1 
Abs. 2 der Zweiten Richtlinie 84/5 festgelegten Beträgen liegt. 

( 1 ) ABl. C 235 vom 4.8.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 17. Oktober 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Gelsenkirchen — Deutschland) — Michael Schwarz/Stadt 

Bochum 

(Rechtssache C-291/12) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts — Biometrischer Reisepass — 
Digitale Fingerabdrücke — Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 
— Art. 1 Abs. 2 — Gültigkeit — Rechtsgrundlage — 
Verfahren zum Erlass der Verordnung — Art. 7 und 8 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union — Recht auf 
Achtung des Privatlebens — Recht auf Schutz 

personenbezogener Daten — Verhältnismäßigkeit) 

(2013/C 367/29) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Gelsenkirchen
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Michael Schwarz 

Beklagte: Stadt Bochum 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgericht Gelsenkir­
chen — Gültigkeit von Art. 1 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 2252/2004 des Rates vom 13. Dezember 2004 über Nor­
men für Sicherheitsmerkmale und biometrische Daten in von 
den Mitgliedstaaten ausgestellten Pässen und Reisedokumenten 
(ABl. L 385, S. 1) in der Fassung der Verordnung (EG) 
Nr. 444/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 28. Mai 2009 (ABl. L 142, S. 1, berichtigte Fassung: 
ABl. L 188, S. 127) im Hinblick auf Art. 8 der Charta der 
Grundrechte und Art. 8 der Konvention zum Schutz der Men­
schenrechte und Grundfreiheiten — Recht einer Person, ohne 
Speicherung ihrer Fingerabdrücke einen Pass ausgestellt zu be­
kommen 

Tenor 

Die Prüfung der Vorlagefrage hat nichts ergeben, was die Gültigkeit 
von Art. 1 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates 
vom 13. Dezember 2004 über Normen für Sicherheitsmerkmale und 
biometrische Daten in von den Mitgliedstaaten ausgestellten Pässen 
und Reisedokumenten in der Fassung der Verordnung (EG) 
Nr. 444/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. 
Mai 2009 beeinträchtigen könnte. 

( 1 ) ABl. C 273 vom 08.09.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 17. Oktober 
2013 — Europäische Kommission/Republik Italien 

(Rechtssache C-344/12) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Staatliche 
Beihilfen — Beihilfe, die die Italienische Republik zugunsten 
von Alcoa Trasformazioni gewährt hat — Entscheidung 
2010/460/EG der Kommission, mit der die Unvereinbarkeit 
dieser Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt festgestellt und 
ihre Rückforderung angeordnet wurde — Nicht fristgemäße 

Umsetzung) 

(2013/C 367/30) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: G. 
Conte und D. Grespan) 

Beklagte: Italienische Republik (Prozessbevollmächtigte: G. Pal­
mieri im Beistand von C. Gerardis, avvocato dello Stato) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Unterbliebener Erlass 
der Maßnahmen, die erforderlich sind, um den Art. 2, 3 und 4 
der Entscheidung K(2009) 8112 endg. der Kommission vom 
19. November 2009 über die staatlichen Beihilfen C 38/A/2004 
(ex NN 58/2004) und C 36/B/2006 (ex NN 38/2006), die die 

Italienische Republik zugunsten von Alcoa Trasformazioni Srl 
gewährt hat, nachzukommen, und Verletzung von Art. 288 
AEUV 

Tenor 

1. Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus den Art. 2 und 3 der Entscheidung 2010/460/EG der 
Kommission vom 19. November 2009 über die staatlichen Bei­
hilfen C 38/A/04 (ex NN 58/04) und C 36/B/06 (ex NN 
38/06), die Italien zugunsten von Alcoa Trasformazioni gewährt 
hat, verstoßen, dass sie nicht fristgemäß alle erforderlichen Maß­
nahmen ergriffen hat, um die durch Art. 1 dieser Entscheidung für 
rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar er­
klärte Beihilfe vom Empfänger wiederzuerlangen. 

2. Die Italienische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 287 vom 22.9.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 17. Oktober 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 
— Deutschland) — RLvS Verlagsgesellschaft mbH/ 

Stuttgarter Wochenblatt GmbH 

(Rechtssache C-391/12) ( 1 ) 

(Richtlinie 2005/29/EG — Unlautere Geschäftspraktiken — 
Persönlicher Anwendungsbereich — Irreführende Unterlas­
sungen in als Information getarnter Werbung — Regelung 
eines Mitgliedstaats, nach der entgeltliche Veröffentlichungen 
ohne die Kennzeichnung als „Anzeige“ verboten sind — 
Vollständige Harmonisierung — Strengere Maßnahmen — 

Pressefreiheit) 

(2013/C 367/31) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: RLvS Verlagsgesellschaft mbH 

Beklagte: Stuttgarter Wochenblatt GmbH 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Aus­
legung der Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäfts­
praktiken im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen 
Unternehmen und Verbrauchern und zur Änderung der Richt­
linie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG 
und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 149, S. 22), insbesondere 
der Art. 3 Abs. 5, 4 und 7 Abs. 2 sowie der Nr. 11 des An­
hangs I — Irreführende Unterlassungen in Werbereportagen — 
Regelung eines Mitgliedstaats, die entgeltliche Veröffentlichun­
gen ohne die Verwendung des Begriffs „Anzeige“ verbietet
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